
Wichtig ist auch, daß das Verhältnis zum Asylrecht immer 
Auskunft gegeben hat darüber, wie das Demokratieverständnis 
in einem Lande entwickelt ist. Es kommt nicht darauf an, die 
Gnade der Aufnahme allein zu gewähren, sondern zugleich das 
Recht festzuschreiben, sich zu organisieren und sein Anliegen, 
das zum Asyl geführt hat, auch politisch in die Öffentlichkeit zu 
bringen und zu vertreten, natürlich im Rahmen der Gesetze, die 
wir haben und die wir uns geben werden. Es dürfen auch keine 
neuen Mauern errichtet werden, wenn wir an Ausländer denken. 
Wie sollen wir Europa wollen, können, wenn wir keine Toleranz 
üben.

Ich möchte einige Probleme im Detail nennen. Ausländische 
Arbeitnehmer in der DDR, die auf Grundlage von Staatsverträ
gen hier arbeiten, und es gibt dort welche, die nicht in ihre Hei
mat zurückkehren wollen: Wir müssen uns auch damit auseinan
dersetzen, daß die Praktiken der vietnamesischen Regierung 
das Auskaufen der Bürger erlaubt, was dieses unterstützt. Wir 
müssen daran denken, daß unkontrollierte Einreisen von Bür
gern aus Staaten des RGW das Asylrecht der Bundesrepublik un
terlaufen könnten. Deswegen ein Vorschlag: Meldepflicht von 
Asylanten innerhalb eines festzusetzenden kurzen Zeitraumes. 
Wenn Personen festgestellt werden, die sich ohne gestellten An
trag unkontrolliert aufhalten, sollte dies ein Abschiebungsgrund 
sein.

Vorsicht ist auch bei Wirtschaftsflüchtlingen geboten. Asyl
recht darf aber auch andererseits kein Lippenbekenntnis sein, es 
■iuß gewährt werden. Vorschlag: Einsetzen von Kommissionen, 

die Asylanträge im Schnellverfahren abwickeln können. Der 
DDR-Teil Deutschlands befindet sich zur Zeit in einer wirt
schaftlichen Ausnahmesituation. Das erschwert manches. Ich 
möchte es vergleichen mit einem Rettungsboot am untergehen
den Ozeandampfer: Es kann nicht jeder unkontrolliert aufsprin
gen. Das soll kein Anti zum Asyl sein. - Danke.

(Beifall)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Die Fragestunde ist damit beendet. Zur Geschäftsordnung bit
te schön!

Frau Ostrowski (PDS):

Ich stelle den Antrag, Herr Präsident, die gegen den Abgeord
neten Poppe ausgesprochene Rüge zurückzunehmen, und zwar 
mit folgender Begründung: Unsere Geschäftsordnung sieht den 
Ausspruch einer Rüge nicht vor. Laut § 16 unserer Geschäftsord
nung ist nur ein Ordnungsruf möglich, und zwar unter folgen- 

_^en Bedingungen: a) Wenn der Abgeordnete nicht zur Tagesord
nung spricht...

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Sie können gegen den Ordnungsruf gern Beschwerde erhe
ben. Das ist wie beim Schiedsrichter, entschuldigen Sie bitte, das 
sage ich jetzt mal. Sie können sich gegen die Entscheidung des 
Schiedsrichters hinterher gern beschweren, aber nicht während 
des Spiels. Das ist im Fußball so, wir werden das ja in den näch
sten Wochen noch oft erleben. Das gilt jetzt fürs Präsidium.

(Beifall bei SPD, CDU/DA und DSU)

Das ist keine Wortmeldung zur Geschäftsordnung, die kann 
ich nicht zulassen. Ich bitte Sie, Platz zu nehmen.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 2. Es tut mir leid, an 
der Stelle kann ich keinen Kompromiß eingehen.

(Zuruf: Die Weltöffentlichkeit hört zu. Das ist politische 
Unkultur! - Prof. Dr. Heuer: Das ist die erste Rüge, und sie geht 

natürlich gegen die Opposition!)

Das ist nicht so. Ich will wenigstens eines erklären, ich will ja hier 
nicht zuspitzen: Es kann sein, daß das Präsidium sich in irgend

welchen Entscheidungen auch irrt oder sich vergreift. Deswe
gen ist vorgesehen, daß man sich nachträglich beschweren kann. 
Dann wird das Präsidium darüber beraten und eine Entschei
dung fällen. Und wenn die Entscheidung dann gefallen ist, wer
den wir das auch mitteilen. Aber die Verhandlungsgrundlage ist 
einem Präsidium entzogen, wenn über die Entscheidungen des 
Präsidiums, seien sie richtig oder falsch, während dieser Sitzung 
weiter diskutiert wird. Dafür bitte ich Sie um Verständnis.

(Beifall bei SPD, CDU/DA und DSU)

Ich rufe auf den Punkt 2 der Tagesordnung 

Fragestunde
Fortsetzung vom 7. Juni 1990

Dazu liegt Ihnen die Drucksache Nr. 54 sowie das Ergänzungs
blatt zu dieser Drucksache vor. Wir haben gestern bereits diese 
Fragestunde praktiziert. Wir werden heute noch eine halbe 
Stunde Zeit haben, solche Fragen zu behandeln.

Ich rufe zunächst auf den Geschäftsbereich des Ministers für 
Abrüstung und Verteidigung. Ich bitte den Abgeordneten Hotz 
von der Fraktion der PDS, seine Frage Nr. 15 zu stellen.

Hotz (PDS):

Herr Eppelmann! Ich verlese meine Frage - laut Geschäftsord
nung, Herr Präsident.

Welche ökonomischen, ökologischen und vor allem sozial ver
träglichen Konsequenzen vertreten Sie bei der Umsetzung einer 
Konversionsstrategie in vollständig oder teilweise mit 
Rüstungsproduktion staatlich beauflagten Betrieben der DDR?

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Bitte schön, Herr Minister.

Eppelmann, Minister für Abrüstung und Verteidigung:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Selbstverständlich 
haben wir für diese Frage nicht nur ein großes Verständnis, son
dern auch große Aufmerksamkeit und zwar deswegen, weil das 
Problem der Rüstungskonversion 100 Betriebe bzw. Betriebstei
le in der DDR umfaßt mit einem Produktionsvolumen von ca. 
3 Mrd. Mark und einer Gesamtbelegschaft von 100 000 Beschäf
tigten. Die Anfrage hätten Sie aber eigentlich an meinen Kolle
gen Pohl richten müssen, da dem Ministerium für Abrüstung 
und Verteidigung eigene Betriebe dieser Art nicht gehören. Die
se Betriebe sind dem Ministerium für Wirtschaft unterstellt.

Für die 18 Betriebe des Ministeriums für Abrüstung und Ver
teidigung ist vorgesehen, z. B. für 9 Forstwirtschaftsbetriebe, 
daß sie in Übereinstimmung mit dem vorgesehenen Vorgehen 
im zivilen Bereich in haushaltsfinanzierte Forstämter bzw. For
stinspektionen umzuwandeln sind. Weitere 9 Betriebe, Betriebe 
des Baus, der Projektierung, ein Verlag, eine Druckerei, im Han
del und in der Wohnungswirtschaft, sollen in Kapitalgesellschaf
ten umgewandelt werden.

Die ehemalige Zweckbestimmung dieser Betriebe und militä
rische relevante Wirkungen auf deren Struktur und Produk
tionsprofil erfordern zusätzliche Investitionen und Soziallei
stungen, um die Konkurrenzfähigkeit unserer Betriebe unter 
marktwirtschaftlichen Kriterien zu sichern. Sie können jedoch 
nur zum Teil über den Haushalt des Ministeriums für Abrüstung 
und Verteidigung sichergestellt werden. Insgesamt wären dazu 
100 Mio Mark erforderlich.

Richtig ist, daß die Konversionsprobleme in der Rüstungsin
dustrie in ihrem Umfang und Charakter den volkswirtschaftli
chen Strukturwandel betreffen. Durch Reduzierung des mate
riellen Bedarfs der Nationalen Volksarmee für 1990 um ca. 42% 
und Stornierung im Export mußte die Produktion im Durch-
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